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Schriftlicher Beridit 

des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 

über den von den Abgeordneten Dr. Artzinger, Stein, Dr. Dich- 
gans und Genossen eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung und Ergänzung des Umsatzsteuergesetzes 

— Drucksache lV/564 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Eppler 


Der Gesetzentwurf wurde in der 51. Vollversamm- 
lung am 7. Dezember 1962 an den Finanzausschuß 
federführend und an den Haushaltsausschuß mit- 
beratend überwiesen. 

Der Finanzausschuß hat die Vorlage in seinen 
Sitzungen am 9. und 17. Januar, 14. Februar und 
7. März 1963 beraten? der Haushaltsausschuß hat 
dem Beschluß des Finanzausschusses am 15. März 
1963 zugestimmt. 

Die Antragsteller führten zur Begründung ihres 
Gesetzentwurfs aus, eine der zahlreichen Schwierig- 
keiten für die Lederindustrie liege darin, daß der 
Bedarf an rohen Häuten und Feilen nur zur Hälfte 
aus der inländischen Erzeugung gedeckt werden 
könne. Da die andere Hälfte des Rohstoffbedarfs 
eingeführt werden müsse, habe man darauf verzich- 
tet, die Einfuhr ausländischer Rohware mit Umsatz- ; 
ausgleichsteuer zu belegen. | 

Solange der Export inländischer Rohhäute und | 
Felle kontingentiert gewesen sei, nämlich bis zum 
1. Januar 1962, hätten sich keine Versorgungsschwie- 
rigkeiten für die lederverarbeitende Industrie erge- 
ben. Nach der Liberalisierung der Ausfuhr im 
Rahmen der EWG habe der Export der inländischen 
Rohware ganz erheblich zugenommen, so daß die 
aus Qualitätsgründen unentbehrliche heimische Roh- 
ware im Inland knapp geworden sei. Tatsächlich 
erhielten die ausländischen Aufkäufer die inlän- 
dische Rohware um über 4 ®/o billiger als die inlän- 
dischen Käufer, da der inländische Händler beim 
Export eine Ausfuhrvergütung von 0,5 Vo sowie eine 
Ausfuhrhändlervergütung- von 3,68 ^/o — insgesamt 
also 4,18 Vo — auf den höheren Ausfuhrpreis er- 
halte, während die inländische Vorbelastung in der i 


Regel 4 Vo betrage. Um diesem Ubelstand abzuhelfen, 
wünschen die Antragsteller die Befreiung der Liefe- 
rung roher Häute und Felle von der Umsatzsteuer, 
um so den Anreiz zum Export zu mindern und den 
inländischen Käufern zu ermöglichen, ihren Rohstoff 
zu etwa demselben Preis wie ihre ausländischen 
Konkurrenten zu erwerben. Dieser Antrag wurde 
von den Wirtschaftsministerien der Länder und des 
Bundes unterstützt. 

Besorgnisse einiger Ausschußmitglieder, die Ein- 
führung einer neuen Umsatzsteuervergünstigung 
könne den Übergang zum Mehrwertsteuersystem 
erschweren und einer Reihe von Interessenten als 
Berufungsfall dienen, konnten trotz längerer Dis- 
kussionen nicht ausgeräumt werden. Die Mehrheit 
des Ausschusses jedoch ließ sich zunächst von der 
Überlegung leiten, daß sich kein Wirtschaftszweig 
in einer wirklich vergleichbaren Lage befinde, hier 
also kein Präzedenzfall geschaffen werde. Man 
könne auch die ledererzeugende Industrie nicht auf 
die Einführung der Mehrwertsteuer vertrösten, da 
ein Zeitpunkt dafür noch nicht festliege. Dieser 
Ansicht war auch der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Finanzausschuß beschloß daher mit Mehrheit, 
die Lieferung roher Häute und Felle im Großhandel 
mit dem begünstigten Steuersatz von 1 Vo zu belegen. 
Er folgt damit zwar nicht völlig dem Wunsch der 
Antragsteller, welche die Befreiung von der Umsatz- 
steuer gewünscht hatten, glaubt aber, einen sach- 
dienlichen Vorschlag gemacht zu haben. 

Die Ausfuhrhändlervergütung, die beim Export 
gewährt wird, wird künftig von 3,68 ®/o auf 0,92 Vu 
gesenkt werden müssen, so daß der rein steuer- 
bedingte Anreiz zum Export wesentlich abgemildert 
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werden dürfte. Hinzu kommt, daß in Zukunft das ' 
Crouponieren von rohen Häuten und Fellen Umsatz- i 
steuerunschädlich sein wird und somit ein weiterer | 
Grund, Rohware zu exportieren und nach unwesent- | 
lieber Bearbeitung frei von Umsatzausgleichsteuer 
zu reimportieren, entfallen dürfte. Gleichzeitig mit 
der Verbesserung in der Versorgung mit inländi- ; 
scher Rohware wird sich der Kostenvorsprung ver- | 
ringern, den die ausländischen Verarbeiter beim | 


Einkauf deutscher Rohware im Vergleich zu ihren 
inländischen Konkurrenten besaßen. Der Ausschuß 
hofft, daß die Steuervergünstigung infolge der 
Marktverhältnisse dem Abnehmer im Preis voll zu 
gute kommen wird. 

Namens des Finanzausschusses darf ich das Hohe 
Haus bitten, den Gesetzentwurf in der vorgelegten 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 4. April 1963 


Dr. Eppler 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/564 — in der 
nachstehenden Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 4. April 1963 


Der Finanzausschuß 


Dr. Schmidt (Wuppertal) 

Vorsitzender 


Dr. Eppler 

Berichterstatter 
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Beschlüsse des 14. Ausschusses 


Entwurf eines Dreizehnten Gesetzes 
zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


Artikel 1 

§ 7 b des Umsatzsteuergesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 1. September 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 791), zuletzt .geändert durch das 
Zwölfte Gesetz zur Änderung des Umsatzsteuerge- 
setzes vom . . . (Bundesgesetzbl. IS. . . .), erhält 
folgende Fassung: 


u§ 7 b 

(1) Die Steuer ermäßigt sich auf 1 vom Hundert 
für die Lieferung im Großhandel von 

1. geschlachteten Rindern im Ganzen, in Hälf- 
ten oder in Vierteln von geschlachteten 
Schweinen im Ganzen oder in Hälften, von 
geschlachteten Kälbern und Schafen im 
Ganzen oder in Hälften und von geschlach- 
tetem Hausgeflügel im Ganzen, wenn der 
Unternehmer die Tiere als Schlachtvieh 
oder als Schlachtgeflügel lebend erworben 
hat; 

2. rohen Häuten und Fellen (Zolltarif 
Nr. 41.01). 

(2) Die Steuerermäßigung tritt nur ein, wenn die 
Voraussetzungen buchmäßig nachgewiesen sind.'' 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tag des auf die 
Verkündung folgenden Monats in kraft. 


3 



